
teien angeordnet. Der Kläger wurde mit der Ladung darauf hin­
gewiesen, daß bei nochmaligem Nichterscheinen die Beklagte 
Antrag auf Einstellung des Verfahrens stellen könne. Nunmehr 
beantragte der Kläger Vertagung dieses Termins mit der Be­
gründung, daß er an dem betreffenden Tage an einem Gast­
spiel des Landestheaters P. im Stadttheater von Sch. be­
teiligt und daher unabkömmlich sei. Dem Antrag auf Ver­
tagung wurde nicht entsprochen. Im Termin wurde das Ver­
fahren, entsprechend einem Anträge der Beklagten, gemäß § 5 
EheVerfO eingestellt.

Die gegen diesen Beschluß eingelegte Beschwerde hatte kei­
nen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Die vom Kläger eingelegte Beschwerde ist zulässig. 
Die Zulässigkeit ergibt sich aus § 1 der EheVerfO in 
Verbindung mit der sinngemäßen Anwendung des § 252 
ZPO, der die Beschwerde gegen alle Entscheidungen 
zuläßt, durch welche auf Grund der- Vorschriften über 
die Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens die 
Aussetzung angeordnet oder abgelehnt wird. Da mit der 
EheVerfO erstmalig die Möglichkeit geschaffen wurde, 
ein Verfahren durch Beschluß einzustellen, kann dieser 
Fall in der ZPO nicht ausdrücklich geregelt sein. Wenn 
aber die ZPO bereits für die Fälle der Aussetzung auf 
Zeit ein Rechtsmittel zuläßt, so muß sinngemäß erst recht 
ein solches gegen die völlige Einstellung gegeben sein. 
§ 1 der EheVerfO verweist auch auf die Vorschriften 
der ZPO im Rahmen der das Eheverfahren beherr­
schenden Prinzipien. Das Eheverfahren wird vor allem 
von dem Prinzip der Erforschung der objektiven Wahr­
heit und dem der Konzentration des Verfahrens be­
herrscht. Dabei darf die Konzentration des Verfahrens 
jedoch nicht auf Kosten der Wahrheitserforschung 
gehen. Unter diesem Gesichtspunkt kann nach Ansicht 
des Senats eine das Verfahren in einer Instanz be­
endende Entscheidung nicht der Überprüfung durch die 
nächst höhere Instanz entzogen werden, so daß die sinn­
gemäße Anwendung des § 252 ZPO aus § 1 der EheVerfO 
gerechtfertigt ist.

Die Beschwerde ist jedoch unbegründet.
Die EheVerfO stellt die Konzentration des Verfahrens 

in Ehesachen und die Notwendigkeit, daß die ent­
scheidenden Richter sich einen persönlichen Eindruck 
von den Parteien verschaffen müssen, in den Vorder­
grund. Insbesondere hat das Gericht in einer bei jedem 
Verfahren stattfindenden vorbereitenden Verhandlung 
erzieherisch auf die Parteien einzuwirken, mit ihnen 
alle wesentlichen Fragen der Ehe zu besprechen und sie 
gegebenenfalls in Fragen des ehelichen Lebens zu be­
raten. Diesem Erfordernis kann das Gericht nicht Rech­
nung tragen, wenn nicht beide Parteien gemeinsam vor 
ihm erscheinen. Deshalb ist in § 4 EheVerfO bestimmt, 
daß das persönliche Erscheinen der Parteien zur vor­
bereitenden Verhandlung anzuordnen ist. Gegen diese 
Anordnung gibt es keine Beschwerde. Demnach mußte 
der Kläger bereits zu dem ersten angesetzten Termin 
erscheinen. Sein Einwand, daß er als Schauspieler nicht 
abkommen könne, kann ihn davon nicht befreien, auch 
dann nicht, wenn — wie ihm vom Landestheater P. 
bestätigt wird — er am gleichen Tage durch eine Vor­
stellung verhindert ist. Das Gericht kann im Interesse 
der Konzentration des Verfahrens nicht gezwungen 
werden, einen Termin mit Rücksicht darauf zu verlegen. 
Es würde auch im vorliegenden Falle dazu führen, daß 
der Termin ständig verlegt werden müßte, da sich der 
Kläger nicht nur auf Vorstellungen, sondern auch auf 
Proben beruft. Er begehrt die Ehescheidung und muß 
deshalb selbst das Verfahren betreiben und zu diesem 
Zwecke Mittel und Wege suchen, zu dem vom Gericht 
angesetzten Termin zu erscheinen. Zu diesem Zweck 
hätte er dem Gericht verschiedene Zeitpunkte nennen 
können, zu denen ihm ein Erscheinen möglich ist. 
Andernfalls hätte er sich aber beim Theater in der Weise 
vertreten lassen müssen, daß dieses einen Gast für seine 
Rolle verpflichtete. Diese Möglichkeit besteht für jedes 
Theater, und auch der Kläger muß bei Führung eines 
Prozesses gewisse persönliche Unannehmlichkeiten im 
Interesse einer geordneten Rechtsprechung in Kauf 
nehmen. Insbesondere aber konnte er sich nach dem 
ausdrücklichen Hinweis der ersten Instanz, daß bei sei­
nem Nichterscheinen die Möglichkeit besteht, das Ver­
fahren einzustellen, nicht darauf verlassen, daß auf 
seinen Wunsch der zweite Termin ohne weiteres ver­
legt wird. Eine Terminsverlegung muß vom Gericht 
ausdrücklich begründet, beschlossen und den Parteien

mitgeteilt werden (§§ 227, 329 ZPO). Unter diesen Um­
ständen gilt sein Nichterscheinen zum Termin nicht als 
entschuldigt, so daß die Einstellung zu Recht erfolgt 
und die Beschwerde zurückzuweisen ist-

A n m e r k u n g :
Das Bezirksgericht Cottbus bejaht m. E. zu Recht die 

Zulässigkeit der Beschwerde gegen einen Beschluß, 
durch den das Verfahren gern. § 5 Abs. 2 EheVerfO 
eingestellt wird. Die von dem Senat angeführten Gründe 
sind beachtlich. Die Entscheidung hätte aber wohl in 
erster Linie auf § 567 ZPO gestützt werden müssen, der 
gem. § 1 EheVerfO anwendbar ist. Nach § 567 ZPO ist 
das Rechtsmittel der Beschwerde gegen die eine münd­
liche Verhandlung nicht erfordernden Entscheidungen 
gegeben, durch welche ein das Verfahren betreffendes 
Gesuch zurückgewiesen wird. Die Einstellung des Ver­
fahrens ist im Ergebnis nichts anderes als die Ableh­
nung des im Klageantrag enthaltenen Gesuchs um 
Durchführung des Scheidungsverfahrens. Der Beschluß 
ergeht ohne vorhergehende mündliche Verhandlung. Es 
besteht eine gewisse Rechtsähnlichkeit mit der Beendi­
gung des Güteverfahrens durch den nach § 499 f ZPO 
ergehenden Beschluß. Auch gegen diesen Beschluß hat 
die Rechtsprechung stets die Beschwerde als zulässig 
angesehen. Es wäre auch unangemessen, eine Entschei­
dung, die die Rechtsstellung einer Partei so stark be­
rührt wie der Einstellungsbeschluß nach § 5 Abs. 2 
EheVerfO, jeder Nachprüfung zu entziehen.*)

Es könnte allerdings eingewandt werden, daß kein 
Raum für eine sachliche Nachprüfung durch das Be­
schwerdegericht vorhanden ist; denn nach dem Ge­
setzeswortlaut muß die Einstellung erfolgen, wenn der 
Kläger ausbleibt und der Verklagte einen entsprechen­
den Antrag stellt. Das Gesetz wird aber nicht so ver­
standen werden können. Nicht das Ausbleiben des Klä­
gers schlechthin kann zur Einstellung des Verfahrens 
führen. Das würde zu unvertretbaren und der recht­
suchenden Bevölkerung unverständlichen Ergebnissen 
führen. Es kann keinen Streit darüber geben, daß eine 
Einstellung trotz des Antrags des Verklagten nicht an­
geordnet werden darf, wenn z. B. der Kläger infolge 
einer schweren Erkrankung am Erscheinen verhindert 
ist. Man wird das Gesetz so zu verstehen haben, daß 
das Verfahren nur dann einzustellen ist, wenn nicht 
„erhebliche Gründe“ das Fernbleiben des Klägers recht- 
fertigen, also kein Anlaß zur Aufhebung des Termins 
besteht (§ 227 ZPO).

Folgt man dieser Ansicht, so wird man es nicht ver­
stehen können, daß in dem entschiedenen Fall die Be­
schwerde als unbegründet angesehen worden ist. Beruf­
liche Inanspruchnahme wird in der Regel ein anzu­
erkennender Grund für das Fernbleiben einer Partei 
sein. Es besteht bei dem an der Durchführung des Ver­
fahrens in erster Linie interessierten Kläger der ge­
ringste Anlaß, die Berufung hierauf als bloßen Vor­
wand anzusehen. Gerade bei ihm — zumal er auf die 
Folgen eines Ausbleibens ausdrücklich hingewiesen 
worden war — konnte davon ausgegangen werden, daß 
er der Ladung Folge geleistet hätte, wenn es ihm mög­
lich gewesen wäre. Durch die eingereichte Bescheini­
gung des Theaters, bei dem er tätig ist, wurde das noch 
unterstrichen. Eine Vorstellung kann nicht deshalb ab­
gesagt, ein Spielplan nicht aus dem Grunde geändert 
werden, weil einer der Schauspieler zu einem Schei­
dungstermin fahren muß. Die Ausführungen des Senats 
über die Möglichkeit einer Vertretung beruhen auf Ver­
mutungen und können daher nicht überzeugend wirken. 
Man hätte im Gegenteil davon ausgehen müssen, daß 
der Kläger Urlaub erhalten hätte, wenn Ersatz vor­
handen gewesen wäre. Es wäre richtig gewesen, der 
Beschwerde stattzugeben.

Ilse W a a c k ,  Berlin

») vgl. auch den Beitrag von Gindorf in NJ 1956 S. 267 und 
Fragen und Antworten zum Verfahren in Ehesachen in NJ 
1956 S. 279, in denen die entgegengesetzte Ansicht vertreten 
wird.

Berichtigung
In dem in NJ 1957 S. 187 veröffentlichten Urteil des Obersten 
Gerichts vom 12. Februar 1957 — 1 Uz 10/56 — befinden sich zwei 
sinnentstellende Druckfehler, die wir zu berichtigen bitten. 
Auf S. 108 linke Spalte muß die 8. Zeile von unten lauten: 
„. . . die sich in erster Linie nach den geleisteten Arbeitsein­
heiten richtet“. Auf derselben Seite muß es in der rechten
Spalte, 22. Zeile von unten, heißen: .................................  einschließlich der
Gerichte . .
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